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Antrag 

der Abgeordneten Albert Schmidt (Hitzhofen), Giia Altmann (Aurich), Elisabeth 
Aitmann (Pommelsbrunn), Angelika Beer, Annelie Buntenbach, Amke Dietert- 
Scheuer, Franziska Eichstädt-Bohlig, Ulrike Höfken, Michaele Hustedt, Monika 
Knoche, Steffi Lemke, Oswald Metzger, Christa Nickels, Egbert Nitsch 
(Rendsburg), Dr. Jürgen Rochlitz, Halo Saibold, Christine Scheei, Irmingard 
Schewe-Gerigk, Waltraud Schoppe, Werner Schulz (Berlin), Marina Steindor, 

Dr. Antje Vollmer, Helmut Wilhelm (Amberg), Margareta Wolf (Frankfurt) und der 
Fraktion BÜNDNiS 90/DIE GRÜNEN 


Das Schienennetz in Deutschland sichern 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Überlegungen bei der Deutschen Bahn AG, bis zu 30 % des 
gesamten Schienennetzes in Deutschland an Dritte abzustoßen 
oder stillzulegen, stellen die Aufkündigung des Grundkonsenses 
der Bahnreform dar, die Schiene zu stärken. Gleichzeitig wider- 
sprechen sie dem Anspruch von Artikel 87 e Abs. 4 Grundgesetz: 
„Der Bund gewährleistet, daß dem Wohl der Allgemeinheit (. . .) 
beim Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der Eisenbahnen des 
Bundes (, . .) Rechnung getragen wird." 


Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung auf, 
folgende Maßnahmen umzusetzen: 

1. Kurzfristige Maßnahmen 

1 . „ Stillegungsmoratorium " : Bis Ende 1 999 sind Stillegungen von 

Eisenbahninfrastruktur möglichst zu vermeiden. § 11 Abs. 2 
Satz 1 AEG, der die „Berücksichtigung verkehrlicher und wirt- 
schaftlicher Kriterien" fordert, bisher aber kaum eine Rolle 
spielt, ist durch den Gesetzgeber zu konkretisieren: „Die zu- 
ständige Aufsichtsbehörde hat über den Antrag unter Berück- 
sichtigung verkehrlicher und volkswirtschaftlicher einschließ- 
lich ökologischer und sozialer Belange innerhalb von sechs 
Monaten zu entscheiden. " Die Versagungsfrist in Absatz 5 ist 
von derzeit einem Jahr auf maximal drei Jahre zu erhöhen. 
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2. Die im Bundesschienenwegeausbaugesetz und Deutsche Bahn 
Gründungsgesetz vorgesehenen Nahverkehrsmittel - 20 bzw. 
30 Prozent der Gesamtmittel - sind, soweit sie noch nicht ab- 
geflossen sind, ab 1997 bis einschließlich 1998 in die Pro- 
grammhoheit der Länder zu überführen. Der Antrag der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 13/5198) hat 
bereits aufgezeigt, wie das kostenneutral für den Bund zu 
bewerkstelligen ist, 

11. Mittelfristige Maßnahmen 

1. Bis spätestens 31. Dezember 1998 ist die Schieneninfrastruk- 
tur der Eisenbahnen des Bundes in das Eigentum einer noch 
zu gründenden Schieneninfrastruktur GmbH zu übertragen; 
auf die bisher vorgesehene Gründung einer Fahrweg AG als 
Teil der DB Holding wird verzichtet. Träger der Schienenin- 
frastruktur GmbH sind der Bund mit 50, 1 % und die Länder mit 
49,9 %. Die Schieneninfrastruktur GmbH stellt die im Grund- 
gesetz verankerte Gemeinwohlverantwortung sicher (Arti- 
kel 87 e Abs. 4 Satz IGG) und wird als Wirtschaftsunter- 
nehmen in privat-rechtlicher Form geführt (Artikel 87 e Abs. 3 
Satz IGG). Alle Maßnahmen im Bereich von Ausbau, Erhalt 
und Betrieb der Schieneninfrastruktur sind nach den einschlä- 
gigen Vergabebestimmungen auszuschreiben. 

2. Die Finanzmittel, die im Bundeshaushalt nach dem Bundes- 
schienenwegeausbaugesetz für den Bau und Ausbau sowie 
Ersatzinvestitionen von Schienenwegen vorgesehen sind, wer- 
den ab 1999 je zur Hälfte auf ein Bundesprogramm und 16 Län- 
derprogramme aufgeteilt und entsprechend verwendet. 
Vorbild für diese Regelung ist das Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz. Vorrangige Aufgabe des Bundes sind Investitio- 
nen in Infrastrukturen des Fernverkehrs, Aufgabe der Länder 
Investitionen in Infrastrukturen des Regional- und Nahver- 
kehrs. 

3. Werden Schienenwege des Bundes nicht an die Schienenin- 
frastruktur GmbH, sondern an die Länder oder kommunale 
Aufgabenträger übertragen, sind auch die Finanzmittel für 
Bau, Ausbau und Erhalt dieser Infrastrukturen aus den Mitteln 
nach dem Bundesschienenwegeausbaugesetz vom Bund ent- 
sprechend weiterzuleiten. 

Bonn, den 18. März 1997 

Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Gila Altmann (Aurich) 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 

Angelika Beer 
Annelie Buntenbach 
Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Ulrike Höfken 
Michaele Hustedt 
Monika Knoche 
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Steffi Lemke 
Oswald Metzger 
Christa Nickels 
Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Dr. Jürgen Rochlitz 
Halo Saibold 
Christine Scheel 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Waltraud Schoppe 
Werner Schulz (Berlin) 

Marina Steindor 
Dr. Antje Vollmer 
Helmut Wilhelm (Amberg) 

Margareta Wolf (Frankfurt) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Eine der wesentlichen Voraussetzungen für die Stärkung der 
Schiene ist der Erhalt eines möglichst flächendeckenden Schie- 
nennetzes in Deutschland. Nur eine moderne, bürgernahe 
Flächenbahn kann das Rückgrat einer zukunftsfähigen Mobilität 
bilden. 

Schon nach wenigen Jahren hat es sich als schwerwiegender Kon- 
struktionsfehler der Bahnreform herausgestellt, trotz der im 
Grundgesetz verankerten Gemeinwohlverantwortung des Bundes 
für Erhalt und Ausbau des Schienennetzes der privatwirtschaftlich 
handelnden DB AG bzw. einer späteren Fahrweg AG (im Rahmen 
einer DB Holding) das Schienennetz zu übertragen. Das Ansinnen 
der DB AG, sich von derzeit unrentablen Schienenstrecken zu tren- 
nen, mag unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten als legi- 
tim erscheinen, darf aber nicht über Umfang und Qualität des künf- 
tigen Schienennetzes in Deutschland entscheiden. 

Aufgrund dieser Fehlkonstruktion ergibt sich trotz stetig wach- 
sender Verkehrsleistungen in Deutschland das Paradoxon, daß 
z. Z. wenig ausgelastete Schieneninfrastruktur stillgelegt und spä- 
ter durch Entwidmungen völlig aufgegeben werden soll, während 
die Aufgabe wenig befahrener Straßen bis heute in keiner Weise 
diskutiert wird. In manchen Fällen führt dies sogar dazu, daß über- 
lastete Bundesstraßen weiterhin mit Bundesmitteln ausgebaut 
werden, während die Reaktivierung parallel führender Eisen- 
bahnstrecken nicht einmal erwogen, ja sogar durch Entwidmung 
dauerhaft unterbunden wird (z. B. zwischen Bocholt und Borken, 
vgl. Drucksache 13/6835). Der „ Erfolg der Straße als Verkehrs- 
träger basiert auf einem heute deutschlandweit ungeheuer dich- 
ten Netz, bei dessen Ausbau Rentabilitätsüberlegungen praktisch 
nie eine Rolle gespielt haben. An den Verkehrsträger Schiene an- 
dere Kriterien als bei der Straße anzulegen, wäre gleichbedeutend 
mit der Reduktion der Eisenbahn auf ein „Restverkehrs "-Niveau. 
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Die Anfang März 1997 bekanntgewordenen Überlegungen der 
DB AG, sich von 11 646 km Schiene zu trennen, sind ein Alarm- 
signal für das Schienennetz in Deutschland. Zwar kann die 
Übernahme des Betriebs einzelner N ahverkehrsstrecken oder öko- 
nomisch zu betreibender Teilnetze durch nichtstaatliche Eisen- 
bahnen (NE-Bahnen), durch Länder oder Kommunen im Einzelfall 
eine durchaus sinnvolle Alternative sein, um abgewirtschaftete 
Strecken wieder erfolgreich zu machen: Das beweisen einige er- 
folgreiche Reaktivierungen. In der vorgesehenen Größenordnung 
jedoch lassen sich Schienenstrecken auf keinen Fall von heute auf 
morgen erfolgversprechend privatisieren oder durch andere öf- 
fentliche Träger übernehmen. Das absehbare Ergebnis des beab- 
sichtigten Vorgehens wäre katastrophal: Einige wenige Strecken 
würden vermutlich übernommen, der große Rest jedoch stillgelegt. 
Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger würden aus den Nahver- 
kehrszügen ins Auto getrieben, der Schienengüterverkehr in der 
Fläche endgültig zerschlagen. 

Entscheidungen über die Schieneninfrastruktur müssen, wie in Ar- 
tikel 87 e Abs. 4 GG vorgesehen, in öffentlicher Verantwortung 
bleiben. Entsprechende gesetzliche Schritte müssen eingeleitet 
werden. Der vorliegende Antrag zeigt einen erfolgversprechen- 
den Weg auf, wobei zu den einzelnen Forderungen folgendes aus- 
zuführen ist: 


Stillegungsmoratorium 

Im Zuge der Bahnreform hat die Bundesregierung zwar auf Druck 
der Länder mit § 11 AEG und § 26 ENeuglG erstmals zwei „insti- 
tutionelle Verfahren geschaffen, mit deren Hilfe regionale Inter- 
essenten Eisenbahnstrecken übernehmen können, die die Eisen- 
bahnen des Bundes nicht weiter betreiben wollen" (Drucksache 
13/4777), doch mußte sie in ihrer Antwort auf die entsprechende 
Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einräu- 
men, daß beide Verfahren in keinem einzigen Fall erfolgreich die 
Stillegung einer Schienenstrecke verhindert haben. Zu einer Ver- 
sagung der Stillegung gemäß § 11 Abs. 2 und 3 AEG ist es nicht 
gekommen. Das ist vor allem deshalb bemerkenswert, weil laut 
Absatz 2 „verkehrliche und wirtschaftliche Kriterien" hätten ge- 
prüft werden müssen: Verkehrliche Kriterien hätten dazu führen 
können, die Stillegung zu untersagen, weil durch jede einzelne 
Stillegung das Schienennetz immer mehr zerschlagen wird, also 
der Zulauf der Nebenstrecken zu den Hauptstrecken unterbunden 
wird. Die im Gesetz genannten „wirtschaftlichen Kriterien" sind 
offenkundig als „volkswirtschaftliche Kriterien" zu interpretieren, 
nachdem die eigenwirtschaftlichen Beweggründe des Infrastruk- 
turunternehmens bereits in § 11 Abs. 1 AEG als Stillegungsgrund 
festgelegt sind. Trotzdem wurden die Stillegungsanträge seitens 
des Eisenbahn-Bundesamtes jedoch nie unter volkswirtschaftli- 
chen Gesichtspunkten bewertet, zumal dazu erheblich längere 
Zeiträume zur Verfügung stehen müßten. Zur Zeit haben über- 
nahmewillige Dritte nur drei Monate Zeit, um sich zu entscheiden 
und ihr Interesse zu bekunden, und auch das Eisenbahn-Bundes- 
amt muß binnen weiterer drei Monate entscheiden. 
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Ziel des vorgeschlagenen Stillegungsmoratoriums ist es, als kurz- 
fristige Übergangsmaßnahme für die nächsten zweieinhalb Jahre 
- bis zum Greifen der vorgeschlagenen mittelfristigen Maßnah- 
men - Stillegungen möglichst zu verhindern, Absatz 2 von § 11 
AEG ist zu konkretisieren und im Hinblick auf ökologische wie so- 
ziale Belange zu erweitern. Diese Konkretisierung sowie die Ver- 
längerung des Entscheidungszeitraums von drei auf sechs Mona- 
te soll dazu führen, daß Absatz 2 im Zusammenhang mit Absatz 3 
endlich Anwendung findet. Ebenfalls zu ändern ist die in Absatz 5 
geregelte Versagungsfrist, die von bisher einem Jahr auf maximal 
drei Jahre zu verlängern ist; zum einen, um mögliche zukünftige 
Betriebskonzepte zu prüfen, zum anderen, um den Netzzusam- 
menhang vor Schaffung der Schieneninfrastruktur GmbH {11. 1) 
nicht zu zerstören. 

Den Ausbau der Nahverkehrsinfrastrukturen aufgrund der ge- 
setzlich garantierten Finanzmittel sicherstellen 

Laut Bundesschienenwegeausbaugesetz (§ 8 Abs, 2) sind 20 %, 
laut Deutsche Bahn Gründungsgesetz (§ 22 Abs. 1 Nr. 2) minde- 
stens 30 % der Investitionsmittel des Bundes für die Schienenwe- 
ge des Nahverkehrs zu verwenden. Diese gesetzlichen Vorgaben 
werden bis heute nicht erfüllt: Auch der im Februar 1997 endlich 
auf Druck der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgelegte, 
jahrelang überfällige Bericht über den Ausbau der Schienenwege 
gibt keine nähere Auskunft dazu, welche Mittel konkret für den 
Nahverkehr ausgegeben wurden. Statt dessen weist beispielswei- 
se der Dreijahresplan Schiene äußerst fragwürdige „Nahver- 
kehrsanteile" bei den einzelnen Projekten auf, die sich auf den 
„Anteil des Nahverkehrs an der prognostizierten Streckenbela- 
stung im Jahr 2010" beziehen. Obwohl der Dreijahresplan im Fe- 
bruar bzw. Juli 1995 feststellte, daß diese Nahverkehrsanteile „bis 
zum Vorliegen detaillierter Untersuchungen lediglich erste An- 
haltswerte" darstellen, hat derBundesministerfür Verkehr bis heu- 
te darauf verzichtet, diese Werte und ihre Berechnung näher zu 
erläutern. Hinzu kommt, daß die Kernthese des Bundesministers 
für Verkehr, jede Fernverkehrsinvestition nütze auch dem Nah- 
verkehr, auch umgekehrt richtig ist: Ein großer Teil der Fernver- 
kehrsreisenden erreicht den Fernverkehrsbahnhof mittels Schie- 
nenpersonennahverkehr- jede Nahverkehrsinvestition nutzt also 
auch dem Fernverkehr, ohne daß entsprechende „ Fernverkehrs - 
anteile" ausgewiesen werden! Jede Rechnung mit „Nahverkehrs- 
anteilen" ist vor diesem Hintergrund abenteuerlich und taugt in 
keiner Weise dazu, Ansprüche der Länder auf Investitionen in den 
Nahverkehr zu verweigern. 

Als Folgerung ergibt sich, umgehend den gesetzlichen Bestim- 
mungen des Bundesschienenwegeausbaugesetzes und des Deut- 
sche Bahn Gründungsgesetzes Rechnung zu tragen und die ge- 
nannten Prozentsätze der Schieneninvestitionen in den Nahver- 
kehr umzuleiten. Der genannte Antrag (Drucksache 13/5198) 
schlägt dazu eine Länderprogrammhoheit nach dem Vorbild des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes vor und hat zudem den 
besonderen Charme, durch Umwandlung d^er zinslosen Darlehen 
in entsprechend geringere Baukostenzuschüsse für den Bund auf- 
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kommensneutral zu sein. Gleichzeitig werden die bislang sehr 
schwierigen Verhandlungen von Bund, Ländern und DB AG durch 
den Wegfall des Bundes erleichtert, was zu einem deutlich be- 
schleunigten Mittelabfluß führt. Durch die Zusammenführung der 
Aufgabenverantwortung für die Bestellung von Verkehrsleistun- 
gen und für den Infrastrukturausbau wird deutlich mehr Effizienz 
der eingesetzten Finanzmittel erreicht. 


Schieneninfrastruktur GmbH statt Fahrweg AG: Verbindlichere 
staatliche Verantwortung, aber auch mehr Wettbewerb 

Die Bahnreform hat zu einem derzeit nicht lösbaren Konflikt ge- 
führt: Einerseits ist der Bund aufgrund des Grundgesetzes (Arti- 
kel 87 e Abs. 4 Satz 1) dazu verpflichtet, dem Wohl der Allge- 
meinheit beim Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der 
Eisenbahnen des Bundes Rechnung zu tragen; andererseits hat er 
aber diese Aufgabe an die DB AG delegiert, obwohl diese ent- 
sprechend dem Aktienrecht gewinnorientiert zu wirtschaften hat. 
Es ist offenkundig, daß vor allem angesichts der derzeit bestehen- 
den Bevorzugung des Verkehrsträgers Straße und der gerade erst 
in Gang kommenden Regionalisierung zahlreiche Schienen- 
strecken derzeit gar nicht wirtschaftlich zu betreiben sind. Jahr- 
zehntelange Investitionsversäumnisse führen dazu, daß selbst die 
von den regionalisierten Aufgabenträgern zu bestellenden Ver- 
kehrsleistungen nur zu überhöhten Preisen erbracht und daher 
nicht in wünschenswertem, für den Fahrgast attraktivem Umfang 
ausgeweitet werden können. Die Stillegung einer Strecke ist nur 
der Endpunkt einer sich selbst verstärkenden Abwärtsentwick- 
lung: Abgewirtschaftete Strecke, veraltete Fahrzeuge und unzurei- 
chende Bedienung -> geringe Fahrgastzahlen -» weitere Vernach- 
lässigung von Rollmaterial und Strecke (z. B. Langsam- 
fahrstellen) -» weiterer Fahrgastschwund Stillegung. Dieser Ab- 
wärtsspirale ist nur durch Modernisierungen, also mit Investitio- 
nen statt Stillegungen, und verbesserter Bedienung zu durchbre- 
chen. 

Ein eigenwirtschaftlich tätiges Unternehmen wie die geplante 
Fahrweg AG ist zum Durchbrechen des aufgezeigten Teufelskrei- 
ses nicht fähig. Daher ist hier - zumal angesichts jahrzehntelanger 
Versäumnisse - der Staat gefordert. Verantwortung für Infrastruk- 
turen einerseits sowie Investitionsentscheidungen andererseits 
sind in eine Hand zu legen. Der Antrag schlägt deshalb vor, eine 
Schieneninfrastruktur GmbH ins Leben zu rufen und über sie staat- 
liche Verantwortung zu übernehmen. (Die unmittelbare Aufga- 
benübernahme durch eine „Behörde" ist weder wünschenswert 
noch aufgrund Artikel 87 e Abs. 3 Satz 1 GG möglich.) Die Grün- 
dung einer „Fahrweg AG" innerhalb einer DB Holding ist nicht 
sinnvoll, weil sie den Erhalt der Infrastruktur ausschließlich unter 
betriebswirtschaftlichem Kosten- und Rentabilitätsdruck stellt, so 
daß die Abstoßung des Nebennetzes geradezu provoziert wird. 

Darüber hinaus verhindert die weitgehende Monopolstellung des 
Infrastrukturunternehmens DB (Netz/Fahrweg) Wettbewerb ge- 
nau dort, wo er zur Senkung der Infrastrukturkosten erforderlich 
ist. Die Schieneninfrastruktur GmbH hingegen sorgt einerseits für 
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mehr staatliche Verantwortung, soll andererseits aber Betrieb, 
Ausbau bzw. Modernisierung und sogar Neubau der Infrastruktur 
durch Ausschreibungen privatisieren, also den Gesetzen des Wett- 
bewerbs unterwerfen. Die vorgeschlagene Lösung bedeutet also 
die Verankerung staatlicher Vefantwortung bei gleichzeitiger Ein- 
führung des Wettbewerbsprinzips in die Bewirtschaftung der In- 
frastruktur. Positive Folge wird sein, daß die Infrastrukturkosten 
sinken, ein Innovationsschub zugunsten moderner Infrastruktur- 
entwicklung ausgelöst und letztlich die Bestellung von Verkehrs- 
leistungen verbilligt wird: Der Schienenverkehr wird im Personen- 
wie Güterbereich deutlich attraktiver. 

Träger der Schieneninfrastruktur GmbH sollen jeweils zu 50 % 
Bund und Länder sein, wobei der Bund knapp die Mehrheit hal- 
ten soll (z.B. 50,1 zu 49,9 %). Die Verantwortung für die Infra- 
struktur und die Bestellung von Verkehrsleistungen kommen in 
eine Hand - die der jeweiligen Aufgabenträger -, so daß sich 
positive Synergieeffekte ergeben können. 

Schieneninvestitionen im Rahmen von Bundes- und 
Länderprogrammen 

Die Aufteilung der Investitionen in Fern- und Nahverkehrsinve- 
stitionen ist problematisch und sollte daher mittelfristig aufgege- 
ben werden. Besser ist es, sie dem jeweiligen Verantwortungsträ- 
ger für den Fernverkehr - dem Bund - sowie für den Nahverkehr 
- den Ländern - zuzuordnen. Ähnlich dem Gemeindeverkehrsfi- 
nanzierungsgesetz sollten auch die Mittel für Schieneninvestitio- 
nen einem Bundesprogramm und Länderprogrammen zugeordnet 
werden. Entsprechend der Aufteilung bei der Schieneninfrastruk- 
tur GmbH bietet es sich an, die Mittel hälftig zuzuordnen. Aus dem 
Bundesprogramm sollen vornehmlich die Infrastrukturen des Fern- 
verkehrs, aus den Länderprogrammen die des Nahverkehrs fi- 
nanziert werden, wobei die Länder durchaus auch einzelne Fern- 
verkehrsprojekte fördern können (z.B. um Kapazitäten für den 
Nahverkehr zu schaffen, aus regionalpolitischen Gründen usw.). 
Infrastrukturplanungen, die dem Regionalverkehr dienen, sind 
einvernehmlich in beiden Programmen vorzunehmen. Ebenso 
können Einrichtungen für den Güterverkehr aus beiden Program- 
men finanziert werden. 

Finanzmittelübertragung bei Übernahme von Strecken 

In einzelnen Fällen kann es durchaus sinnvoll sein, daß Schienen- 
strecken - z.B. Stichstrecken - oder regionale Teilnetze an Auf- 
gabenträger oder Kommunen übergehen. Eine Übertragung in 
größerem Umfang, wie sie gegenwärtig von der DB AG angestrebt 
wird, ist jedoch nicht sinnvoll, weil damit von Ländern oder Kom- 
munen Aufgaben übernommen werden müßten, für die sie derzeit 
nicht zuständig sind. Eine solche Übertragung ist nur bei einer 
gleichzeitigen Übertragung von Finanzmitteln sinnvoll und 
akzeptabel, d. h. die entsprechenden Mittel aus dem Bundes- 
schienenwegeausbaugesetz und Deutsche Bahn Gründungsge- 
setz sind in diesem Fall an die neuen Träger der jeweiligen Infra- 
struktureinrichtungen weiterzuleiten. 
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